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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesdienststellen 

Die Bundesregierung hat alljährlich dem Deutschen Bundestag 
über die Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesdienst-
stellen zu berichten. 

Hiermit wird der Bericht 1997 für das Jahr 1996 (Stichmonat Okto-
ber) vorgelegt. 

Das positive Gesamtergebnis des Vorjahres bei der Beschäftigung 
Schwerbehinderter in Bundesdienststellen wird durch das dies-
jährige Ergebnis bestätigt. 

Die Ergebnisse zeigen, daß die von der Bundesregierung getroffe-
nen Maßnahmen zur Förderung der Einstellung und Beschäfti-
gung Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst des Bundes, die 
in den Kabinettbeschlüssen vom 4. Dezember 1991, 2. Dezember 
1992 und 29. September 1993 beschlossen worden sind, zur 
Verbesserung der Beschäftigungssituation Schwerbehinderter im 
öffentlichen Dienst des Bundes beigetragen haben. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung vom 30. Oktober 1997 gemäß Be-
schlüssen des Deutschen Bundestages vom 8. April 1959 und 16. Oktober 1964 - Drucksachen 111/674, 111/886. 
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Anlage 1 

A. Wesentliche Ergebnisse') 

1.1 Der Bund 

Die Beschäftigungssituation Schwerbehindertere) im 
Bund (i. S. des § 5 Abs. 3 Nr. 1 i. V. m. § 11 Abs. 7 
SchwbG, d. h. bei allen obersten Bundesbehörden 
mit ihren nachgeordneten Dienststellen, dem Bun-
despräsidialamt, den Verwaltungen des Deutschen 
Bundestages und Bundesrates, dem Bundesverfas-
sungsgericht, den obersten Gerichtshöfen des Bun-
des, dem Bundesgerichtshof zusammengefaßt mit 
dem Generalbundesanwalt, sowie dem Bundeseisen-
bahnvermögen) stellt sich im Jahr 1996 wie folgt dar 
(Anlage 1 a): 

Arbeitgeber Bund 
gemäß § 11 Abs. 7 SchwbG 

1995 1996 

Zu zählende Arbeitsplätze *) 338 458 338 579 

Zahl der Pflichtplätze 	 20 307 20 315 

Mit Schwerbehinderten 
besetzte Arbeitsplätze 	 23 465 23 513 

Beschäftigungsquote 	 6,9 % 6,9 

•) Die Einzeidaten fur den Bundesnachrichtendienst (2 2), das 
Bundesamt für Verfassungsschutz (4 1.12) und für die 
Dienststelle Marienthal (4 1.17) können wegen der beson-
deren Schutzbedürftigkeit der Daten dieser Dienststellen 
nicht veröffentlicht werden. 

Die Beschäftigungsquote Schwerbehinderter im 
Bund (i. S. des § 11 Abs. 7 SchwbG) beträgt erneut 
6,9 %. Die Zahl der zu berücksichtigenden Arbeits-
plätze hat sich gegenüber dem Vorjahr nur geringfü-
gig verändert (+121 zu zählende Arbeitsplätze). 

Die Zahl der mit Schwerbehinderten zu besetzenden 
Arbeitsplätze ist nahezu unverände rt  (+8 Pflicht-
plätze). 

Die Zahl der mit Schwerbehinderten besetzten 
Arbeitsplätze stieg um 48 (+0,2 %). 

Die Zahl der beschäftigten Schwerbehinderten 
ist um 3 198 höher als die gesetzlich vorgeschrie-
bene Mindestzahl zu beschäftigender Schwerbehin-
derter. 

1) Die Angaben beruhen auf den Anzeigen der obersten Bun-
desbehörden und der sonstigen Bundesdienststellen i. S. des 
§ 5 Abs.3 Nr. 1 und 4 des Schwerbehindertengesetzes. Sie 
sind von den für das Anzeigeverfahren nach § 13 Abs. 2 
des Schwerbehindertengesetzes für die obersten Bundesbe-
hörden und die sonstigen Bundesdienststellen zuständigen 
Arbeitsämtern geprüft und soweit notwendig berichtigt 
worden. 

2) Schwerbehinderte einschließlich gleichgestellte Behinderte 
und sonstige anrechnungsfähige Personen, im folgenden nur 
Schwerbehinderte genannt. 

1.2 Die Bundesministerien 
mit nachgeordnetem Bereich 

Die Beschäftigungssituation Schwerbehinderter bei 
den Bundesministerien einschließlich der nachgeord-
neten Dienststellen (i. S. des § 5 Abs. 3 Nr. 1 SchwbG), 
aber ohne die Verwaltungen des Deutschen Bundes-
tages und Bundesrates, das Bundesverfassungs-
gericht, die obersten Gerichtshöfe des Bundes, den 
Bundesgerichtshof zusammengefaßt mit dem Gene-
ralbundesanwalt sowie das Bundeseisenbahnvermö-
gen, hat sich 1996 (Stichmonat Oktober) wie folgt 
entwickelt (Anlage 1 b): 

Bundesministerien einschließlich 
nachgeordnetem Bereich 1995 1996 

Zu zählende Arbeitsplätze . 322 786 321 056 

Zahl der Pflichtplätze 	 19 367 19 263 

Mit Schwerbehinderten 
besetzte Arbeitsplätze 	 22 524 22 377 

Beschäftigungsquote 	 7,0 % 7,0 

Die Beschäftigungsquote ist gegenüber dem Vorjahr 
unverändert . Die Zahl der zu berücksichtigenden 
Arbeitsplätze hat sich gegenüber dem Vorjahr um 
1 730 (-0,5 %), die Zahl der mit Schwerbehinderten 
zu besetzenden Arbeitsplätze um 104 (-0,5 %), die 
Zahl der mit Schwerbehinderten besetzten Plätze um 
147 (-0,7 %) verringert. 

Eine ins einzelne gehende Aufstellung über die 
Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundes-
ministerien einschließlich der nachgeordneten Ge-
schäftsbereiche ist als Anlage 1 b beigefügt. 

1.3 Die Bundesministerien 
ohne nachgeordneten Bereich 

Die Beschäftigungssituation Schwerbehinderter bei 
den Bundesministerien ohne Berücksichtigung der 
nachgeordneten Dienststellen stellt sich gegenüber 
dem Vorjahr wie folgt dar: 

Bundesministerien ohne 
nachgeordneten Bereich 1995 1996 

Zu zählende Arbeitsplätze  21 925 21 598 

Zahl der Pflichtplätze 	 1 316 1 296 

Mit Schwerbehinderten 
besetzte Arbeitsplätze 	 1 523 1 507 

Beschäftigungsquote 	 6,9 % 7,0 
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Die Beschäftigungsquote bei den Resso rts hat sich 
gegenüber dem Vorjahr um 0,1 % verbessert und 
liegt nunmehr mit 7,0 % deutlich über der ge-
setzlichen Beschäftigungsquote von 6,0 %. Die 
Zahl der zu berücksichtigenden Arbeitsplätze ist 
um 327 (-1,5 %) gesunken. Die Zahl der mit 
Schwerbehinderten zu besetzenden Arbeitsplätze 
um 20 Arbeitsplätze (-1,5 %), die Zahl der mit 
Schwerbehinderten besetzten Arbeitsplätze um 16 
(-1,1 %). 

Eine ins einzelne gehende Aufstellung über die 
Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundes-
ministerien ohne nachgeordneten Geschäftsbereich 
ist als Anlage 1 c beigefügt. 

1.4 Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts unter Bundesaufsicht 

Die Beschäftigungssituation bei den insgesamt 
40 Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts (i. S. des § 5 Abs. 3 Nr. 4 SchwbG) 
ergibt folgendes Bild: 

Körperschaften, Anstalten 
Stiftungen des öffentlichen 

Rechts unter Bundesaufsicht 
1995 1996 

Zu zählende Arbeitsplätze . 251 718 248 635 

Zahl der Pflichtplätze 	 15 103 14 918 

Mit Schwerbehinderten 
besetzte Arbeitsplätze 	 16 090 15 847 

Beschäftigungsquote 	 6,4% 6,4 

Die Beschäftigungsquote ist unverände rt  im Ver-
gleich zum Vorjahr. Die Zahl der zu berücksichtigen-
den Arbeitsplätze hat sich gegenüber dem Vorjahr 
um 3 083 Arbeitsplätze (-1,2 %) verringert, die Zahl 
der zu besetzenden Arbeitsplätze um 185 Plätze 
(-1,2 %), die Zahl der mit Schwerbehinderten besetz-
ten Arbeitsplätze um 243 (-1,5 %). 

Eine ins einzelne gehende Aufstellung über die Be-
schäftigung Schwerbehinderter bei Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
unter Bundesaufsicht ist als Anlage 1 d beigefügt. 

1.5 Beschäftigungssituation Schwerbehinderter 
außerhalb des Bundes 

Zum Vergleich: Die Quoten bei p rivaten Arbeitge-
bern, öffentlichen Arbeitgebern (Bundes-, Landes-
und Kommunalverwaltung) sowie den obersten Lan-
desbehörden einschließlich ihres nachgeordneten 
Bereichs stellten sich nach Angaben der Bundesan-
stalt für Arbeit im Jahr 1995 (Stichmonat Oktober) 
wie folgt dar (die Zahlen für 1996 - Ergebnisse aus 
dem Anzeigeverfahren gemäß § 13 Abs. 2 SchwbG - 
werden erst Ende 1997 vorliegen): 

Private Öffentliche Oberste 
Länder Arbeit- Arbeit- Landes- 

geber geber 1 ) behörden 2) 

Baden- 
Württemberg 	 3,5 5,2 4,9 

Bayern 	 3,4 4,9 3,9 

Berlin 	 3,4 5,5 5,5 

Brandenburg 	 2,5 3,6 3,2 

Bremen 	 3,5 5,2 5,3 

Hamburg 	 3,4 5,2 5,5 

Hessen 	 3,6 6,2 5,6 

Mecklenburg- 
Vorpommern 	 2,2 3,4 2,8 

Niedersachsen 	 3,6 5,5 4,4 

Nordrhein - 
Westfalen 	 4,5 6,1 5,4 

Rheinland-Pfalz . 	 4,0 5,9 5,4 

Saarland 	 4,3 7,4 6,9 

Sachsen 	 2,2 3,5 2,9 

Sachsen-Anhalt . . 2,5 3,8 3,0 

Schleswig-Holstein 3,5 5,5 4,4 

Thüringen 	 2,4 4,1 3,4 

Bundesgebiet 
insgesamt 	 3,6 5,2 4,6 

davon 

Bundesgebiet 
West 	 3,8 5,6 5,0 

Bundesgebiet 
Ost 	 2,4 3,7 3,1 

1) Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltung. 
2) Ressorts mit nachgeordnetem Bereich. 

Damit sind die Zahlen, die das Bundesgebiet insge-
samt betreffen, gegenüber dem Vorjahr 1994 (S tich-
monat Oktober) unverände rt . 

Ein gemeinsamer Erfahrungsaustausch mit den Län-
dern zur besseren Erfüllung der Beschäftigungspflicht 
Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst der Länder 
findet zur Zeit statt. Die Länder wurden vom Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung gebeten, Aus-
kunft über die von ihnen ergriffenen Maßnahmen zur 
Steigerung der Beschäftigungsquote einschließlich 
Länderprogramme zu geben. Die Auskünfte der Län-
der sind vom Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung zu einer Übersicht zusammengestellt 
worden, die als Grundlage einer Länderreferentenbe-
sprechung an die Länder versandt wurde. Darüber 
hinaus wird sich der Beirat für die Rehabilita tion Be-
hinderter in seiner Sitzung im November mit der The-
matik befassen. Ziel dieser Bemühungen des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung ist es, 
Empfehlungen des Bundes auszusprechen, die in den 
Ländern zur Verbesserung der Beschäftigungsmög-
lichkeiten Schwerbehinderter führen sollen. 

Die Quoten der einzelnen öffentlichen Arbeitgeber 
im Jahr 1995, die die Bundesanstalt für Arbeit ent- 
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sprechend der Bitte der Bundesregierung im Ka-
binettbeschluß vom 4. Dezember 1991 (Nr. 2.3 - An-
lage zu Drucksache 12/2050) im Rahmen der ihr 
gemäß § 33 Abs. 1 Nr. 7 SchwbG obliegenden Auf-
gabe zur Überwachung der Beschäftigungspflicht 
erstellt hat, ergeben sich aus der anliegenden Über-
sicht (Anlage 2). Ihre Veröffentlichung soll den Mit-
gliedern des Deutschen Bundestags und darüber hin-
aus allen Verantwortlichen die Möglichkeit geben, 
auf solche öffentlichen Arbeitgeber einzuwirken, die 
ihre Beschäftigungspflicht nicht erfüllen. 

1.6 Ausgleichsabgabe des Bundes 

Der Bund (als Arbeitgeber der öffentlichen Hand im 
Sinne von § 11 Abs. 7 SchwbG) hat auch im Jahr 
1996 keine Ausgleichsabgabe zu zahlen, da ins-
gesamt gesehen mehr als 6 % Schwerbehinderte 
beschäftigt werden (§ 5 Abs. 1 i. V. m. § 11 Abs. 1 
SchwbG). 

1.7 Entwicklung der Schwerbehinderten-
beschäftigung bei den Bundesdienststellen 
vom 1. November 1995 bis 31. Oktober 1996 

Gemäß der am 15. Februar 1995 im Ausschuß für Ar-
beit und Sozialordnung gegebenen Zusage umfaßt 
der Bericht über die Beschäftigung Schwerbehinder-
ter bei den Bundesdienststellen auch die 

- Zahl der neu eingestellten Schwerbehinderten 
und Gleichgestellten, 

- Quote der neu eingestellten Schwerbehinderten 
und Gleichgestellten, bezogen auf die Zahl der 
insgesamt neu Eingestellten, 

- Zahl der ausgeschiedenen Schwerbehinderten 
und Gleichgestellten einschließlich Wegfall der 
Schwerbehinderteneigenschaft oder der Gleich-
stellung. 

332 Neueinstellungen Schwerbehinderter oder gleich-
gestellter Behinderter (100 weniger als im Vorjahr) 
bedeuten bei insgesamt 10 451 Neueinstellungen 
(490 weniger als im Vorjahr) einen Anteil von 3,2 % 
(Vorjahr = 3,9 %). Dazu kommen 2 268 erstmalige 
Anerkennungen (136 weniger als im Vorjahr) schon 
Beschäftigter als Schwerbehinderte und erstmalige 
Gleichstellungen von Behinderten. Dieser Zahl zu 
berücksichtigender Schwerbehinderter und Gleich-
gestellter von 2 600 stehen 3 430 (237 weniger als im 
Vorjahr) Austritte bzw. Fälle des Wegfalls der 
Schwerbehinderteneigenschaft oder Gleichstellung 
gegenüber. Das bedeutet bei den mit Schwerbehin-
derten/Gleichgestellten besetzten Arbeitsplätzen 
einen Saldo von minus 830 (nahezu identisch mit 
dem Vorjahresergebnis - minus 831). 

Da ein Anteil der Schwerbehinderten an den Neuein-
gestellten von 3,2 % nicht genügt, um die Erfüllung 
der Beschäftigungsquote langfristig zu sichern, hat 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
alle Bundesdienststellen dringend gebeten, verstärkt 
Sorge dafür zu tragen, daß bei zukünftigen Neuein- 

stellungen zumindest 6 % schwerbehinderte Bewer-
ber Berücksichtigung finden. 

Einzelheiten enthalten sowohl der folgende Teil B 
dieses Berichts als auch die Tabe lle zur „Entwicklung 
der Schwerbehindertenbeschäftigung bei den Bun-
desdienststellen vom 1. November 1995 bis 31. Okto-
ber 1996" (Anlage 1 e). 

1.8 Schwerbehinderte Frauen 
in der Bundesverwaltung 

Erneut werden in diesem Bericht 1997 (für das Jahr 
1996) die Zahlen der beschäftigten Schwerbehinder-
ten und Gleichgestellten geschlechtsspezifisch aus-
gewiesen. 

(Dabei sind erstmals auch die Angaben des Bundes-
ministeriums der Verteidigung berücksichtigt.) 

Zahl der beschäftigten Schwerbehinderten 
und Gleichgestellten 

Bundesdienststellen 
einschließlich 
nachgeordnetem 
Geschäftsbereich  insgesamt 23 510 

davon Frauen 6 893 
%-Anteil = 29,3 

Bundesministerien 
einschließlich 
nachgeordnetem 
Geschäftsbereich  insgesamt 22 374 

davon Frauen 6 633 
%-Anteil = 29,6 

Bundesministerien ohne 
nachgeordneten 
Geschäftsbereich  insgesamt 1 506 

davon Frauen 476 
%-Anteil = 31,6 

Sonstige 
Bundesdienststellen  insgesamt 1 136 

davon Frauen 260 
%-Anteil = 23,1 

Körperschaften, 
Anstalten, Stiftungen 
des öffentlichen Rechts 
unter Bundesaufsicht  insgesamt 15 847 

davon Frauen 8 023 
%-Anteil = 50,6 

Zahl der 
Neueinstellungen, 
Bundesdienststellen 
einschließlich nach- 
geordnetem Bereich  insgesamt 10 451 

davon Frauen 4 543 
%-Anteil = 43,5 

darunter 
Schwerbehinderte  insgesamt 332 

davon Frauen 103 
%-Anteil = 31,0 
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1.9 Förderung der Einstellung 
und Beschäftigung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Dienst des Bundes 

Die auf Vorschlag des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung von der Bundesregierung be-
schlossenen Maßnahmen zur Förderung der Ein-
stellung und Beschäftigung Schwerbehinderter im 
öffentlichen Dienst des Bundes haben dazu beigetra-
gen, daß sich die Beschäftigungsquote Schwerbehin-
derter bei den Bundesdienststellen (einschließlich 

nachgeordneter Geschäftsbereiche) von 5,4 % (Okto-
ber 1991) auf 6,9 % (Oktober 1996) verbessert hat 
und der Bund infolge dessen auch keine Ausgleichs-
abgabe mehr zu zahlen hat. 

Die Bundesregierung erhält auch künftig einmal 
jährlich einen Bericht des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung auf der Grundlage der Daten zum 
31. Oktober des Vorjahres, um zu entscheiden, ob 
weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäfti-
gungssituation Schwerbehinderter im öffentlichen 
Dienst des Bundes erforderlich sind. 

B. Die Ergebnisse im einzelnen 

Lfd. 
Nr. 

Dienststelle 

zu 
zählende 
Arbeits- 
plätze 

Zahl 
der 

Pflicht- 
plätze 

Besetzte Arbeitsplätze 
Spalte 5 
in % der 
Spalte 3 insgesamt 

davon 
Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

1 	1 Bundespräsidialamt 	 154 9 17 10 11,0 

2 Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung 	 24 2 1 - 4,2 

2 	1 Bundesminister für besondere 
Aufgaben und Chef des 
Bundeskanzleramtes 	 487 29 32 8 6,6 

2 Bundesnachrichtendienst 	 - - - - 4,0 i) 

3 	1 Auswärtiges Amt 	  2 595 156 105 37 4,0 2) 

2 Deutsches Archäologisches 
Institut, Zentraldirektion 
- einschließlich Römisch- 
Germanische Kommission, 
Kommission für Alte Geschichte 
und Epigraphik und Kommission 
für Allgemeine und 
Vergleichende Archäologie 	 152 9 6 3 3,9 

4 Bundesministerium des Innern 

1.1 Ministerium 	  1 835 110 139 48 7,6 

1. Nachgeordneter Bereich 

1.2 Der Oberbundesanwalt beim 
Bundesverwaltungsgericht 	 22 1 1 - 4,5 3 ) 

1.3 Der Bundesdisziplinaranwalt . . 26 2 3 - 1 1,5 

1.4 Statistisches Bundesamt 	 3 049 183 302 136 9,9 

1.5 Bundesverwaltungsamt 	 2 195 132 193 86 8,8 

1.6 Bundesarchiv 	  853 51 85 40 10,0 

1) Die ermittelten Zahlen können wegen der besonderen Schutzbedürftigkeit der Daten dieser Dienststelle nicht veröffentlicht 
werden. 

2) Das Auswärtige Amt teilt dazu mit, daß es zur Erfüllung seiner Aufgaben bis auf wenige Ausnahmen von allen Bediensteten 
die gesundheitliche Eignung für den regelmäßigen Wechsel zwischen Inlands- und Auslandsdienstposten verlangen muß. Ne-
ben körperlichen Mindestvoraussetzungen setzt die Einstellung in den höheren, gehobenen und mittleren Dienst eine erfolg-
reiche Plazierung im Auswahlverfahren voraus. Trotz gezielter Werbemaßnahmen fehlt es bisher an geeigneten schwerbehin-
derten Bewerbern (Bewerberquote unter 1 %). 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. 
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zu Zahl Besetzte Arbeitsplätze 
Spalte 5 Lfd. 

Nr. Dienststelle zählende 
Arbeits- 

der 
Pflicht- in % der 

davon 
plätze plätze insgesamt Frauen 

Spalte 3 

1 2 3 4 5 5a 6 

4 	1.7 Institut für Angewandte 
Geodäsie 	  390 23 29 13 7,4 

1.8 Bundeszentralstelle für 
politische Bildung 	 209 13 13 7 6,2 

1.9 Bundesinstitut für ostwissen- 
schaftliche und inte rnationale 
Studien 	  81 5 3 2 3, 7 

1.10 Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft 	 63 4 4 4 6,3 

1.11 Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge 	  3 198 192 326 149 10,2 

1.12 Bundesamt für Verfassungs- 
schutz 	  - - - - 5,7i) 

1.13 Bundeskriminalamt 
ohne Polizeivollzugsbeamten 	. 2 250 135 151 51 6,7 
mit Polizeivollzugsbeamten 	 4 223 253 165 53 3,9 

1.14 Bundesamt für Zivilschutz 	 458 27 28 9 6,1 

1.15 Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk 	  798 48 63 17 7,9 

1.16 Akademie für zivile 
Verteidigung *) 	  - - - - - 

1.17 Dienststelle Marienthal 	 - - - - 5,81) 

1.18 Beschaffungsamt des 
Bundesministeriums 
des Innern 	  239 14 27 5 11,3 

1.19.1 Grenzschutzpräsidium Süd 
ohne Polizeivollzugsbeamten . 1 555 93 144 62 9,3 
mit Polizeivollzugsbeamten 	 7 265 436 163 62 2,2 

1.19.2 Grenzschutzpräsidium Mitte 
ohne Polizeivollzugsbeamten . 1 038 62 136 55 13,1 
mit Polizeivollzugsbeamten 	 5 617 337 166 55 3,0 

1.19.3 Grenzschutzpräsidium West 
ohne Polizeivollzugsbeamten . 1 170 70 152 45 13,0 
mit Polizeivollzugsbeamten 	 6 868 412 186 73 2, 7 

1.19.4 Grenzschutzpräsidium Nord 
ohne Polizeivollzugsbeamten . 1 420 85 161 58 11,3 
mit Polizeivollzugsbeamten 	 6 660 400 202 61 3,0 

1.19.5 Grenzschutzpräsidium Ost 
ohne Vollzugsbeamten 	 2 478 149 86 37 3,5 2) 
mit Polizeivollzugsbeamten 	 9 536 572 110 37 1,2 

1.19.6 Grenzschutzschule 	 423 25 32 18 7,6 

1.19.7 Grenzschutzdirektion 	 358 21 21 8 5,9 3) 

1.20 Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik 	 327 20 15 6 4,6 

') In das Bundesamt für Zivilschutz eingegliedert. 

1) Die zu lfd. Nr. 1.12 und Nr. 1.17 ermittelten Zahlen können wegen der besonderen Schutzbedüftigkeit der Daten dieser Dienst-
stellen nicht veröffentlicht werden. 

2) Enthalten sind 938 administrative grenzpolitische Unterstützungskräfte. Dieser Personenkreis (Arbeitnehmer) unterliegt auf-
grund der einsatzbezogenen Tätigkeit an den EG-Grenzen erhöhten gesundheitlichen Anforderungen. Schwerbehinderte 
konnten nach Angaben des BMI deshalb nicht eingestellt werden. 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. 
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Lfd. 
Nr. Dienststelle 

zu 
zählende 
Arbeits- 
plätze 

Zahl 
der 

Pflicht- 
plätze 

Besetzte Arbeitsplätze 
Spalte 5 
in % der 

Spalte 3  ins esamt g 
davon 
Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

4 	1.21 Bundesbeauftragter für die 
Unterlagen des Staatssicher- 
heitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen 
Republik 	  3 038 182 208 116 6,8 

1.22 Bundesausgleichsamt 	 63 4 16 4 25,4 

1.23 Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung 	 20 1 - - - 

1.24 Fachhochschule des Bundes 
für öffentliche Verwaltung 	 177 11 13 2 7,3 

1.25 Bundesinstitut für ostdeutsche 
Kultur und Geschichte 	 18 1 - - - 

2. Nachgeordnete Dienststellen 
des ehemaligen Ministeriums 
des Innern 

2.1 Verwertungsstelle Berlin 
(aufgelöst) 	  - - - - - 

2.2 Gästehäuser 	  67 4 2 1 3,0 

2.3 Versorgungslager (aufgelöst) . . - - - - - 

BMI und Dienststellen insgesamt') 
ohne Polizeivollzugsbeamten 	 27 818 1 669 2 353 979 8,5 
mit Polizeivollzugsbeamten 	 58 076 3 485 2 515 1 012 4,3 1 ) 

3.1 Deutsche Bibliothek 	 725 44 47 35 6,5 

3.2 Stiftung Preußischer Kulturbesitz 2 346 141 169 83 7,2 

3.3 Bundesverband für den 
Selbstschutz 	  185 11 22 8 11,9 

3.4 Deutsche Ausgleichsbank 	 715 43 27 9 3,8 

3.5 Stiftung Haus der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland 	 107 6 - - - 

5 Bundesministerium der Justiz 

1.1 Ministerium 	  705 42 53 19 7,5 

1.2 Bundespatentgericht 	 308 18 28 11 9,1 

1.3.1 Deutsches Patentamt 	 2 041 122 185 75 9,1 

1.3.2 Dienststelle Berlin 	  374 22 26 14 7,0 

1.4 Bundesdisziplinargericht 	 35 2 2 1 5,7 3) 

BMJ und Dienststellen insgesamt 3 463 208 294 120 8,5 

Bundesministerium der Finanzen 6 

1.1 Ministerium und 
Bundeshauptkasse 	 2 113 127 181 47 8,6 

1.2 Bundesschuldenverwaltung 	 456 27 28 15 6,1 

1.3 Bundesmonopolverwaltung 	 522 31 37 11 7,1 

1.4 Bundesamt für Finanzen 	 1 236 74 74 27 6,0 

•) Ohne lid. Nr. 1.12 und 1.17. 
1 ) Das Bundesministerium des Innern teilt dazu mit: Soweit im Bundesgrenzschutz und im Bundeskriminalamt Polizeivollzugsbe-

amte beschäftigt werden und soweit Voraussetzung für die Beschäftigung Polizeidiensttauglichkeit ist, können auf diesen Stel-
len Schwerbehinderte grundsätz lich nicht beschäftigt werden. Die strukturellen Schwierigkeiten in diesen Bereichen werden 
zum Teil dadurch ausgeglichen, daß in anderen Bereichen teilweise weit über 6% Schwerbehinderte beschäftigt werden. 
Ohne Polizeivollzugsbeamte liegt die Quote beim Bundesministerium des Innern mit nachgeordnetem Bereich bei 8,5 %. 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. 
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zu Zahl Besetzte Arbeitsplätze 
Spalte 5 

Lfd. 
Nr. Dienststelle 

zählende 
Arbeits- 

der 
Pflicht- 

in % der 
davon 

plätte plätte insgesamt 
Frauen 

Spalte 3 

1 2 3 4 5 5a 6 

6 	1.5 Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen 	  468 28 42 15 9,0 

1.6 Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen 	 378 23 31 14 8,2 

1.7 Bundesaufsichtsamt für den 
Wertpapierhandel 	  95 6 7 4 7,4 

1.8.1 Oberfinanzdirektion Berlin 	 3 663 220 251 59 6,9 1 ) 

1.8.2 Bremen 	. 	  1 055 63 54 7 5,1 

1.8.3 Düsseldorf 	  2 038 122 139 38 6,8 

1.8.4 Frankfurt  am Main 	 2 747 165 170 39 6,2 

1.8.5 Freiburg i. Br 	  2 164 130 107 25 4,9 

1.8.6 Hamburg 	  2 754 165 121 44 4,4 

1.8.7 Hannover 	  2 968 178 183 46 6,2 

1.8.8 Karlsruhe 	  849 51 54 12 6,4 

1.8.9 Kiel 	  1 931 116 135 28 7,0 

1.8.10 Koblenz 	  1 657 99 130 22 7,8 

1.8.11 Köln 	  1 959 118 132 41 6,7 

1.8.12 Zollkriminalamt 	  486 29 38 14 7,8 

1.8.13 München 	  3 367 202 155 42 4,6 

1.8.14 Münster 	  1 688 101 155 31 9,2 

1.8.15 Nürnberg 	  2 790 167 168 32 6,0 

1.8.16 Saarbrücken 	  571 34 40 7 7,0 

1.8.17 Stuttgart   	1770 106 113 37 6,4 

1.8.18 Chemnitz 	  2 742 165 80 32 2,9 

1.8.19 Cottbus 	  2 824 169 95 36 3,4 

1.8.20 Erfurt 	  966 58 42 14 4,3 

1.8.21 Magdeburg 	  992 60 50 17 5,0 

1.8.22 Rostock 	  2 297 138 68 28 3,0 

1.8.23 Bundesamt zur Regelung 
offener Vermögensfragen 	 283 17 22 17 7,8 

1.8.24 Bildungszentrum Sigmaringen 	 166 10 17 6 10,2 

1.8.25 Bildungszentrum Münster 	 208 12 12 2 5,8 3) 

1.8.26 Bildungszentrum Plessow 	 200 12 7 5 3,5 

BMF und nachgeordnete 
Dienststellen insgesamt 	 50 403 3 024 2 936 814 5,8 1 ) 

Deutsche Genossenschaftsbank . 4 316 259 164 88 3,8 2 

3 Deutsche Siedlungs- und 
Landesrentenbank 	 711 43 37 11 5,2 

4 Pensionskasse deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen 	 15 - - - - 

5 Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder 	  875 53 51 26 5,8 

1 ) Auf den unter Nummern 1.8.1 bis 1.8.22 aufgeführten Arbeitsplätzen werden zu einem erheblichen Teil Vollzugsbeamte im 
Grenzzolldienst, Zollfahndungsdienst und Forstbetriebsdienst beschäftigt. Wegen der besonderen Tauglichkeitsanforderun-
gen können Schwerbehinderte in diesem Bereich g rundsätzlich nicht verwendet werden. 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. 
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zu Zahl Besetzte Arbeitsplätze 
Spalte 5 

Lfd. 
Nr. 

Dienststelle 
zählende 
Arbeits- 

der 
Pflicht- davon 

in % der 

plätze plätze insgesamt Frauen 
Spalte 3 

1 2 3 4 5 5a 6 

6 6 Deutsche Girozentrale 	 767 46 26 13 3,4 
Deutsche Kommunalbank 
(einschließlich Deutscher Spar- 
kassen-und Giroverband) 

7 Kreditanstalt für Wiederaufbau . . 1 715 103 101 50 5,9 

8 Versorgungsanstalt deutscher 
Bezirksschornsteinfegermeister . . 19 1 1 1 5,3 3) 

9 Bundessteuerberaterkammer 	 32 2 . 	- - - 

Bundesministerium für Wirtschaft 7 

1.1 Ministerium 	  1 883 113 144 47 7,6 

1.2.1 Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt Braunschweig . . 1 343 81 105 21 7,8 

1.2.2 Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt 
- Institut Berlin 

(Charlottenburg) 	 289 17 21 6 7,3 
- Institut Berlin 

(Friedrichshagen) 	 162 10 15 5 9,3 
1.3 Bundesamt für Wirtschaft 	 373 22 30 11 8,0 

1.4 Bundesstelle für Außen- 
handelsinformation 	 184 11 24 11 13,0 

1.5 Bundesanstalt für Mate rial- 
forschung und -prüfung 	 1 587 95 107 40 6,7 

1.6 Bundeskartellamt 	 233 14 22 10 9,4 

1.7 Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe 	 791 47 38 7 4,8 

1.8 Bundesausfuhramt 	 357 21 27 10 7,6 

BMWi und Dienststellen 
insgesamt 	  7 202 432 533 168 7,4 

Bundesministerium für Ernäh- 8 
rung, Landwirtschaft und Forsten 

1.1 Ministerium 	  979 59 65 20 6,6 

1.2 Bundessortenamt 	 458 27 32 15 7,0 

1.3 Forschungsanstalt für Land- 
wirtschaft Braunschweig- 
Völkenrode 	  1 054 63 68 21 6,5 

1.4 Biologische Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft 	 911 55 60 33 6,6 

1.5 Bundesanstalt 
für Milchforschung 	 262 16 26 13 9,9 

1.6 Bundesforschungsanstalt 
für Fischerei 	  232 14 21 15 9,1 

1.7 Bundesforschungsanstalt für 
Forst- und Holzwirtschaft 	 220 13 12 6 5,5 

1.8 Bundesanstalt für Getreide-, 
Kartoffel- und Fettforschung . . 213 13 18 11 8,5 

1.9 Bundesforschungsanstalt für 
Viruskrankheiten der Tiere 	 404 24 32 7 7,9 

1.10 Bundesanstalt für 
Fleischforschung 	 154 9 11 5 7,1 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. 
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Lfd. 
Nr. Dienststelle 

zu 
zählende 
Arbeits- 
plätze 

Zahl 
der 

Pflicht- 
plätze 

Besetzte Arbeitsplätze 
Spalte 5 
in % der 
Spalte 3 insgesamt 

davon 
Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

8 	1.11 Bundesforschungsanstalt 
für Ernährung 	  212 13 12 10 5,7 

1.12 Zentralstelle für Agrardoku- 
mentation und -informa tion 	 54 3 6 3 11,1 

1.13 Bundesanstalt für Züchtungs- 
forschung an Kulturpflanzen . 	 555 33 38 19 6,8 

5 708 342 401 178 7,0 BML und Dienststellen insgesamt 

2 Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung 	  1 347 81 108 41 8,0 

2.1 Fischereiforschungsschiffe/ 
Fischereischutzboote 	 240 14 7 - 2,9 

3 Deutscher Weinfonds 	 18 1 - - - 

Bundesministerium für Arbeit 9 
und Sozialordnung 

1.1 Ministerium 	  1 126 68 111 35 9,9 

1.2 Bundesversicherungsamt 	 415 25 31 7 7,5 

1.3 Bundesausführungsbehörde 
für Unfallversicherung 	 239 14 36 14 15,1 

1.4 Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Arbeitsmedizin 	 587 35 47 16 8,0 

BMA und Dienststellen 
insgesamt 	  2 367 142 225 72 9,5 

94 783 5 687 8 095 4 157 8,5 2 Bundesanstalt für Arbeit') 	 

3 Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte 	  24 571 1474 1 225 899 5,0 

4 Landesversicherungsanstalt 
Oldenburg-Bremen 	 1 113 67 99 37 8,9 

5 Gesamtverband der landwirt- 
schaftlichen Alterskassen 	 21 1 - - - 

6 Landwirtschaftliche 
Alterskassen 	  210 13 9 6 4,3 

7 Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften 	 24 078 1 445 1 674 775 7,0 

8 Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 	 928 56 41 17 4,4 

9 Bundesbahn-Versicherungs- 
anstalt 	  286 17 20 15 7,0 

10 Bundesknappschaft 	 13 930 836 779 394 5,6 

Bundesministerium 10 
der Verteidigung 

1.1 Ministerium 	  3 059 184 207 49 6,8 

1.2 Bundesamt für Wehrtechnik 
und Beschaffung 	 14 417 865 1 181 152 8,2 

1.3 Bundesamt für 
Wehrverwaltung 	 941 56 75 26 8,0 

') Einschließlich Fachhochschule Mannheim. 
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Nr. Dienststelle 
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Arbeits- 
plätze 

Zahl 
der 

Pflicht- 
plätze 

Besetzte Arbeitsplätze 
Spalte 5 

°/0 der 
 Spalte 3  insgesamt davon 

 

Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

10 	1.4 Evangelisches Kirchenamt 
für die Bundeswehr 	 150 9 3 2 2,0 

1.5 Katholisches 
Militärbischofsamt 	 122 7 3 1 2,5 

1.6.1 Wehrbereichsverwaltung I 	 15 491 929 1 263 340 8,2 

1.6.2 Wehrbereichsverwaltung H 	 23 051 1 383 2 405 604 10,4 

1.6.3 Wehrbereichsverwaltung III 	 18 958 1 137 2 114 654 11,2 

1.6.4 Wehrbereichsverwaltung IV . . 18 243 1095 1 709 424 9,4 

1.6.5 Wehrbereichsverwaltung V 	 10 927 656 943 278 8,6 

1.6.6 Wehrbereichsverwaltung VI . . 21 207 1 272 1 707 494 8,0 

1.6.7 Wehrbereichsverwaltung VII . . 19 380 1 163 765 293 3,9 

1.7 Bundessprachenamt 	 480 29 50 22 10,4 

1.8.1 Universität der Bundeswehr 
Hamburg 	  666 40 35 16 5,3 

1.8.2 Universität der Bundeswehr 
München 	  1 013 61 43 18 4,2 

BMVg und Dienststellen 
insgesamt 	  148 105 8 886 12 503 3 373 8,4 

11 Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 

1.1 Ministerium 	  507 30 38 17 7,3 

1.2 Bundesamt für Zivildienst 	 1 083 65 86 38 7,9 

1.3 Bundesprüfstelle für jugend- 
gefährdende Schriften 	 12 - - - - 

BMFSFJ und Dienststellen 
insgesamt 	  1 602 96 124 55 7,7 

12 Bundesministerium 
für Gesundheit 

1.1 Ministerium einschließlich 
Dienstsitz Berlin 	  583 35 36 12 6,2 

1.2 Robert-Koch-Institut 	 627 38 34 22 5,4 

1.3 Bundesinstitut für gesundheit- 
lichen Verbraucherschutz und 
Veterinärmedizin 	 876 53 53 27 6,1 

1.4 Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte 	 752 45 49 35 6,5 

1.5 Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung 	 138 8 13 6 9,4 

1.6 Deutsches Institut für 
medizinische Dokumentation 
und Information 	 100 6 10 2 10,0 

1.7 Paul-Ehrlich-Institut 	 532 32 30 18 5,6 

BMG und Dienststellen 
insgesamt 	  3 608 216 225 122 6,2 
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zu Zahl Besetzte Arbeitsplätze 
Spalte 5 Lfd. 

Nr. Dienststelle 
zählende 
Arbeits- 
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1 2 3 4 5 5a 6 

12 2 Bundesverband der 
Ortskrankenkassen 	 477 29 23 15 4,8 

3 Bundesverband der 
Betriebskrankenkassen 	 432 26 24 16 5,6 

4 Bundesverband 
der Innungskrankenkassen 	 233 14 14 3 6,0 

5 Kassenärztliche 
Bundesvereinigung 	 181 11 9 7 5,0 

6 Kassenzahnärztliche 
Bundesvereinigung 	 72 4 4 3 5,6 3 ) 

7 Innungskrankenkassen 	 3 063 184 147 62 4,8 
8 Betriebskrankenkassen, die nach 

§ 147 Abs. 2 SGB V die Personal- 
kosten übernommen haben 	 1 031 62 46 23 4,5 

9 Angestellten-Ersatzkassen 	 46 403 2 784 1 467 729 3,2 
10 Arbeiter-Ersatzkassen 	 2 221 133 91 12 4,1 
11 Bundesverband der landwirt- 

schaftlichen Krankenkassen 	 62 4 4 1 6,5 
12 Landwirtschaftliche 

Krankenkassen 	  370 22 24 5 6,5 

13 Bundesministerium für Verkehr 
1.1 Ministerium 	  1 225 74 63 14 5,1 
1.2 Oberprüfungsamt für die  • 

höheren technischen 
Verwaltungsbeamten 	 10 1 - - - 

1.3 Deutscher Wetterdienst 
- Zentralamt - 	  3 279 197 130 46 4,0 

1.4 Kraftfahrt-Bundesamt 	 1 182 71 118 55 10,0 
1.5 Bundesamt für Seeschiffahrt 

und Hydrographie 	 971 58 57 18 5,9 
1.6 Luftfahrt-Bundesamt 	 422 25 21 4 5,0 
1.6.1 Luftfahrt-Bundesamt Abt. V 	 48 3 1 1 2,1 
1.3 Bundesanstalt für Straßenwesen 409 25 25 3 6,1 
1.8 Bundesanstalt für 

Gewässerkunde 	 438 26 14 6 3,2 
1.9 Bundesanstalt für Wasserbau . . 499 30 32 9 6,4 
1.10.1 Wasser- und Schiffahrts- 

direktionen: 
Nord 	  2 991 179 219 44 7,3 

1.10.2 Nord-West 	  1 625 98 151 12 9,3 
1.10.3 Mitte 	  1 911 115 125 20 6,5 
1.10.4 West 	  1971 118 165 36 8,4 
1.10.5 Süd-West 	  2 529 152 209 40 8,3 
1.10.6 Süd 	  1765 106 117 17 6,6 
1.10.7 Ost 	  3 023 181 161 44 5,3 
1.11 Bundesamt für Güterverkehr . . 1 064 64 77 30 7,2 
1.12 Eisenbahn-Bundesamt 	 1 256 75 32 - 2,5 

BMV und Dienststellen 
insgesamt 	  26 618 1597 1 717 399 6,5 

2 Bundeseisenbahnvermögen 
(BEV) 	  12 523 751 762 116 6,1 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. 
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14 Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit 

1.1 Ministerium 	  884 53 66 23 7,5 

1.2 Umweltbundesamt 	 1 244 75 107 39 8,6 

1.3 Bundesamt für Naturschutz 	 251 15 18 10 7,2 

1.4 Bundesamt für Strahlenschutz 	 616 37 44 13 7,1 

BMU und Dienststellen 
insgesamt 	  2 995 180 235 85 7,8 

Bundesministerium für Post 15 
und Telekommunikation 

1 Ministerium 	  391 23 24 10 6,1 

1.1 Bundesamt für Post und 
Telekommunikation 	 2 746 165 173 53 6,3 

BMPT und Dienststellen 
insgesamt 	  3 137 188 197 63 6,3 

2 Bundesanstalt für Post und 
Telekommunikation 
Deutsche Bundespost 	 3 294 198 285 145 8,7 

3 Unfallkasse Post und Telekom 	 245 15 6 1 2,4 

4 Museumsstiftung Post und 
Telekommunikation 	 84 5 6 1 7,1 

Bundesministerium für 16 
Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

1.1 Ministerium 	  599 36 43 18 7,2 

1.2 Bundesforschungsanstalt 
für Landeskunde und 
Raumordnung 	  143 9 10 3 7,0 

1.3.1 Bundesbaudirektion 	 366 22 17 4 4,6 

1.3.2 Dienststelle Bonn 	 202 12 20 4 9,9 

BMBau und Dienststellen 
insgesamt 	  1 310 79 90 29 6,9 

Bundesministerium für Bildung, 17 
Wissenschaft, Forschung und 
Technologie 

1.1 Ministerium 	  1 195 72 92 28 7,7 

1.2 Biologische Anstalt Helgoland . 157 9 12 6 7,6 

2 Bundesinstitut für 
Berufsbildung 	  444 27 27 17 6,1 

BMBF und Dienststellen 
insgesamt 	  1 796 108 131 51 7,3 

Bundesministerium für wirt- 18 
schaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

1 Ministerium 	  591 35 40 9 6,8 
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19 Chef des Presse- und 
Informationsamtes der 
Bundesregierung 	  687 41 51 25 7,4 

Präsident des Bundes- 20 
rechnungshofes 

1.1 Bundesrechnungshof 	 441 26 34 8 7,7 
1.2 Dienststelle Bonn 	 58 3 3 1 5,2 3) 

1.3 Dienststelle Berlin 	 102 6 3 1 2,9 

601 36 40 10 6,7 

21 Deutscher Bundestag 

1 Verwaltung Bonn 	  2 356 141 159 61 6,7 
2 Verwaltung Berlin 	 103 6 8 2 7,8 

2 459 148 167 63 6,8 

Bundesrat 	  203 12 15 8 7,4 22 

Bundesverfassungsgericht 	 173 10 10 4 5,83) 23 

24 Bundesgerichtshof und 
Generalbundesanwalt 

1.1 Bundesgerichtshof 	 328 20 31 8 9,5 
1.2.1 Generalbundesanwalt 

(ohne Bundeszentralregister) . . 184 11 5 2 2,7 
1.2.2 Bundeszentralregister 	 399 24 44 21 11,0 

911 55 80 31 8,8 

Bundesverwaltungsgericht 	 199 12 20 10 10,1 25 

Bundesarbeitsgericht 	 140 8 16 8 11,4 26 

Bundessozialgericht 	 165 10 20 7 12,1 27 

28 Bundesfinanzhof 	  149 9 6 3 4,0 

29 Deutsche Bundesb ank 	 16 414 985 995 335 6,1 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. 
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Zusammenfassung 

Der Bund i. S. des § 11 Abs. 7 des Schwerbehindertengesetzes (SchwbG), d. h. alle 
obersten Bundesbehörden mit ihren nachgeordneten Dienststellen, das Bundes-
präsidialamt, die Verwaltungen des Deutschen Bundestages und Bundesrates, 
das Bundesverfassungsgericht, die obersten Gerichtshöfe des Bundes, der 
Bundesgerichtshof mit dem Generalbundesanwalt sowie das Bundeseisenbahn-
vermögen (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 SchwbG) - ohne Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts (§ 5 Abs. 3 Nr. 4 SchwbG) = lfd Nr. 4.3.1 bis 4.3.5, 
6.2 bis 6.9, 8.2 bis 8.3, 9.2 bis 9.10, 13.2, 29 sowie ohne Berücksichtigng von 2.2, 4 
1.12 und 4 1.17: 

Zu zählende Arbeitsplätze 	 338 579 
Zahl der Pflichtplätze 	 20 315 
Besetzte Arbeitsplätze 	 23 513 
Beschäftigungsquote 	 6,9% 
Ausgleichsabgabe 	 - 
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Anlage 1 a 

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesdienststellen 
einschließlich nachgeordnetem Geschäftsbereich 

(§ 5 Abs. 3 Nr. 1 SchwbG) 
Stichmonat: Oktober 1996 

Mit 
Zu Schwer- Quote in % 

Dienststellen zählende behinderten zum 
Arbeitsplätze besetzte 31. Oktober 1996 

Arbeitsplätze 

BPrA 	  154 17 11,0 

ChBK 	  487 32 6,6') 

AA 	  2 747 111 4,0 1 ) 

BMI 
ohne Polizeivollzugsbeamte (PVB) 	 27 818 2 353 8,5 
mit PVB 	  58 076 2 515 4,3 2) 

BMJ 	  3 463 294 8,5 
BMF 	  50 403 2 936 5,8 3 ) 
BMWi 	  7 202 533 7,4 

BML 	  5 708 401 7,0 

BMA 	  2 367 225 9,5 
BMVg 	  148 105 12 503 8,4 

BMFSFJ 	  1 602 124 7,7 
BMG 	  3 608 225 6,2 

BMV 	  26 618 1 717 6,5 
BMU 	  2 995 235 7,8 

BMPT 	  3 137 197 6,3 

BMBau 	  1 310 90 6,9 
BMBF 	  1 796 131 7,3 
BMZ 	  591 40 6,8 

BPA 	  687 51 7,4 

Zwischensumme I 	  321 056 22 377 7,0 

BVerfG 	  173 10 5,8**) 
BRH 	  601 40 6,7 

BT 	  2 459 167 6,8 

BR 	  203 15 7,4 

BGH/GBA 	  911 80 8,8 

BVerwG 	  199 20 10,1 

BAG 	  140 16 11,4 

BSG 	  165 20 12,1 

BFH 	  149 6 4,0 

BEV 	  12 523 762 6,1 

Zwischensumme II 	  17 523 1 136 6,5 

Gesamtsumme 31. Oktober 1996 	 338 579 23 513 6,9 

*) Ohne nachgeordneten Bereich. 
**) Die Zahl entspricht einer Quote von 6 %. 

1 ), 2) u. 3) siehe dazu Fußnoten Anlage lb. 
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Anlage 1 b 

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesministerien 
(einschließlich der nachgeordneten Geschäftsbereiche) 

Stichmonat: Oktober 1996 

Ressorts 
einschließlich nachgeordneter Bereiche 

Zu 
zählende 

Arbeitsplätze 

Mit 
Schwer- 

behinderten 
besetzte 

Arbeitsplätze 

Quote in % 
zum 

31. Oktober 1996 

BPrA 	  154 17 //,0 

ChBK 	  487 32 6,6*) 

AA 	  2 747 111 4,0 1 ) 

BMI 
ohne Polizeivollzugsbeamte (PVB) 	 27 818 2 353 8,5 

mit PVB 	  58 076 2 515 4,3 2) 

BMJ 	  3 463 294 8,5 

BMF 	  50 403 2 936 5,8 3 ) 

BMWi 	  7 202 533 7,4 

BML 	  5 708 401 7,0 

BMA 	  2 367 225 9,5 

BMVg 	  148 105 12 503 8,4 

BMFSFJ 	  1 602 124 7,7 

BMG 	  3 608 225 6,2 

BMV 	  26 618 1 717 6,5 

BMU 	 2 995 235 7,8 

BMPT 	  3 137 197 6,3 

BMBau 	  1 310 90 6,9 

BMBF 	  1 796 131 7,3 

BMZ 	  591 40 6,8 

BPA 	  687 51 7,4 

Insgesamt 	  321 056 22 377 7,0 

*) Ohne nachgeordneten Bereich. 

Die betroffenen Resso rts teilen dazu mit: 

1) Das Auswärtige Amt muß zur Erfüllung seiner Aufgaben bis auf wenige Ausnahmen von allen Bediensteten die 
gesundheitliche Eignung für den regelmäßigen Wechsel zwischen Inlands- und Auslandsdienstposten verlangen. Neben 
körperlichen Mindesttauglichkeitsvoraussetzungen setzt die Einstellung im höheren, gehobenen und mittleren Dienst eine 
erfolgreiche Plazierung im Auswahlverfahren voraus. Trotz gezielter Werbemaßnahmen fehlt es bisher an geeigneten schwer-
behinderten Bewerbern (Bewerberquote unter 1 %). 

2) Soweit im Bundesgrenzschutz und im Bundeskriminalamt Polizeivollzugsbeamte beschäftigt werden und soweit Vorausset-
zung für die Beschäftigung Polizeidiensttauglichkeit ist, können auf diesen Stellen Schwerbehinderte grundsätz lich nicht 
beschäftigt werden. Die strukturellen Schwierigkeiten in diesen Bereichen werden zum Teil dadurch ausgeglichen, daß in 
anderen Bereichen teilweise weit über 6 % Schwerbehinderte beschäftigt werden. Ohne Polizeivollzugsbeamte liegt die 
Quote beim Bundesministerium des Innern mit nachgeordnetem Bereich bei 8,5 %. 

3) Entsprechendes wie nach Fußnote 2) beim Bundesministerium des Innern gilt beim Bundesministerium der Finanzen wegen 
der besonderen Tauglichkeitsanforderungen im Vollzugsdienst der Zollverwaltung und im Forstbetriebsdienst der Bundes-
vermögensverwaltung. Ohne Vollzugsbeamte liegt die Quote beim Bundesministerium der Finanzen bei 3,4 %. 
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Anlage 1 c 

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesministerien 
(ohne nachgeordneten Geschäftsbereich) 

Stichmonat: Oktober 1996 

Ressorts ohne nachgeordneten Bereich 
Zu 

zählende 
Arbeitsplätze 

Mit 
Schwer- 

behinderten 
besetzte 

Arbeitsplätze 

Quote in % 
zum 

31. Oktober 1996 

BPrA 	  154 17 11,0 

ChBK 	  487 32 6,6 

AA 	  2 595 105 4,0 

BMI 	  1 835 139 7,6 

BMJ 	  705 53 7,5 

BMF 	  2 113 181 8,6 

BMWi 	  1 883 144 7,6 

BML 	  979 65 6,6 

BMA 	  1 126 111 9,9 

BMVg 	  3 059 207 6,8 

BMFSFJ 	  507 38 7,3 

BMG 	  583 36 6,2 

BMV 	  1 225 63 5,1 

BMU 	  884 66 7,5 

BMPT 	  391 24 6,1 

BMBau 	  599 43 7,2 

BMBF 	  1 195 92 7,7 

BMZ 	  591 40 6,8 

BPA 	  687 51 7,4 

Insgesamt 	  21 598 1 507 7,0 
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Anlage 1 d 

Schwerbehinderte im öffentlichen Dienst des Bundes; 
hier: Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts unter Bundesaufsicht - 

Stichmonat: Oktober 1996 

Lfd. 
Nr. Dienststellen 

Zu 
zählende 
Arbeits- 
plätze 

Besetzte 
Arbeits- 
Plätze 

Quote 
in % zum 

31. Oktober 
1996 

Beschäf- 
tigungs- 

quote 
Vorjahr 

Differenz 
+/- 

in %- 
Punkten 

1. Deutsche Bibliothek 	  725 47 6,5 7,3 -0,8 
2. Stiftung Preußischer Kulturbesitz 	 2 346 169 7,2 7,4 -0,2 

3. Bundesverband für den Selbstschutz 	 185 22 11,9 11,9 0 

4. Deutsche Ausgleichsbank 	  715 27 3,8 4,4 -0,6 
5. Stiftung Haus der Geschichte 

der Bundesrepublik Deutschland 	 107 0 0 2,1 -2,1 
6. Deutsche Genossenschaftsbank 	 4 316 164 3,8 3,8 0 

7. Deutsche Siedlungs- und 
Landesrentenbank 	  711 37 5,2 5,3 -0,1 

8. Pensionskasse deutscher Eisenbahnen 
und Straßenbahnen 	  15 0 0 5,9') -5,9 

9. Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder 	  875 51 5,8 6,1 -0,3 

10. Deutsche Girozentrale 
Deutsche Kommunalbank 
einschließlich DGSV 	  767 26 3,3 4,2 -0,9 

11. Kreditanstalt für Wiederaufbau 	 1 715 101 5,8 5,7 0,1 
12. Versorgungsanstalt deutscher 

Bezirksschornsteinfegermeister 	 19 1 5,3 *) 5,3 *) 0 
13. Bundessteuerberaterkammer 	 32 0 0 0 0 

14. Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung 	  1 347 108 8,0 7,2 0,8 

15. Fischereiforschungsschiffe/ 
Fischereischutzboote 	  240 7 2,9 2,0 0,9 

16. Deutscher Weinfonds 	  18 0 0 5,3 -5,3 

17. Bundesanstalt für Arbeit 	  94 783 8 095 8,5 8,5 0 

18. Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte 	  24 571 1 225 5,0 5,3 -0,3 

19. Landesversicherungsanstalt 
Oldenburg-Bremen 	  1 113 99 8,9 7,7 1,2 

20. Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen 	  21 0 0 0 0 

21. Landwirtschaftliche Alterskassen 	 210 9 4,3 5,2 -0,9 
22. Gewerbliche Berufsgenossenschaften 	 24 078 1 674 7,0 6,8 0,2 
23. Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 	  928 41 4,4 4,1 0,3 
24. Bundesbahn-Versicherungsanstalt 	 286 20 7,0 7,4 -0,4 
25. Bundesknappschaft 	  13 930 779 5,6 5,6 0 

26. Bundesverband 
der Ortskrankenkassen 	  477 23 4,8 6,0 -1,2 

27. Bundesverband 
der Betriebskrankenkassen 	 432 24 5,6 7,1 -1,5 

28. Bundesverband der 
Innungskrankenkassen 	  233 14 6,0 5,5 0,5 

29. Kassenärztliche Bundesvereinigung 	 181 9 5,0 6,7 1,7 
30. Kassenzahnärztliche 

Bundesvereinigung 	  72 4 5,6') 6,0 -0,4 
31. Innungskrankenkassen 

Bielefeld, Braunschweig, Bremen, 
Freiburg, Hamburg, Northeim-Worbis 	 3 063 147 4,8 3,0 1,8 

') Die Zahl entspricht einer Quote von 6 %. 
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noch Anlage 1 d 

Schwerbehinderte im öffentlichen Dienst des Bundes; 
hier: Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts unter Bundesaufsicht - 

Stichmonat: Oktober 1996 

Lfd. 
Nr. Dienststellen 

Zu 
zählende 
Arbeits- 
plätte 

Besetzte 
Arbeits- 
plätze 

Quote 
in % zum 

31. Oktober 
1996 

Beschäf- 
tigungs- 

quote 
Vorjahr 

Differenz 
+/- 

in %- 
Punkten 

32. Bundesbahnbetriebskrankenkasse 	 1 031 46 4,5 4,7 -0,2 

33. Angestellten-Ersatzkassen 	 46 403 1 467 3,2 3,6 -0,4 

34. Arbeiter-Ersatzkassen 	  2 221 91 4,1 4,4 -0,3 

35. Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen 	 62 4 6,5 6,0 0,5 

36. Landwirtschaftliche Krankenkassen 	 370 24 6,5 6,6 -0, 1 

37. Bundesanstalt für Post und 
Telekommunikation 
Deutsche Bundespost 	  3 294 285 8,7 - - 

38. Unfallkasse Post und Telekom 	 245 6 2,4 - - 

39. Museumsstiftung Post und 
Telekommunikation 	  84 6 7,1 - - 

40. Deutsche Bundesbank 	  16 414 995 6,1 6,0 0, 1 

1996 	  248 635 15 847 6,4 

1995 	  251 718 16 090 6,4 

Differenz zum Vorjahr 	  0 



Drucksache 13/8918 	Deutscher Bundestag —13. Wahlperiode 

Anlage 1 e 

Schwerbehinderte im 
hier: Entwicklung der Schwerbehindertenbeschäftigung 

vom 1. Nobember 1995 

darunter 
Neueinstellungen ' ) Neueinstellungen von 

Schwerbehinderten/Gleichgestellten 
Dienststellen 

davon 
insgesamt insgesamt männlich weiblich 

männlich weiblich 

A. Bundesressorts 

BPrA 	  0 0 0 0 0 0 

BK 	  32 18 14 3 3 0 

Auswärtiges Amt 	  77 52 25 6 4 2 

BMI 	  899 566 333 35 24 11 

BMJ 	  130 72 58 7 6 1 

BMF 	  2 162 1 165 997 88 56 32 

BMWi 	  319 208 111 8 3 5 

BML 	  346 140 206 15 8 7 

BMA 	  85 20 65 4 4 0 

BMVg 	  4 411 2 572 1 839 74 55 19 

BMFSFJ 	  44 11 33 8 3 5 

BMG 	  496 172 324 22 12 10 

BMV 	  959 676 283 45 37 8 

BMU 	  134 64 70 6 6 0 

BMPT 	  14 8 6 0 0 0 

BMBau 	  35 12 23 3 3 0 

BMBF 	  87 40 47 0 0 0 

BMZ 	  21 14 7 1 1 0 

BPA 	  9 3 6 1 1 0 

Zwischensumme I 	  10 260 5 813 4 447 326 226 100 

B. Sonstige Dienststellen 

BVerfG 	  15 5 10 1 1 0 

BRH 	  27 21 6 0 0 0 

BT 	  51 27 24 4 2 2 

BR 	  11 11 0 0 0 0 

BGH/GBA 	  51 18 33 1 0 1 

BVerwG 	  10 3 7 0 0 0 

BAG 	- 6 1 5 0 0 0 

BSG 	  10 4 6 0 0 0 

BFH 	  10 5 5 0 0 0 

BEV 	  0 0 0 0 0 0 

Zwischensumme II 	  191 95 96 6 3 3 

Gesamtsumme 	  10 451 5 908 4 543 332 229 103 

*) Zu den Neueinstellungen zählen auch in nicht unerheblichem Umfang Einstellungen auf Stellen von Vollzugsbeamten im Be-
reich des BMI und des BMF, auf denen Schwerbehinderte nicht beschäftigt werden können. 
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Anlage 1 e 

öffentlichen Dienst des Bundes; 
bei den Bundesdienststellen 
bis 31. Oktober 1996 

Quote der Erstmalige Anerkennung Ausgeschiedene 

neueingestellten g als Schwerbehinderte(r) / Gleichstellung Schwerbeh. / Gleichgest. bzw. Wegfall 

Schwerbeh./ der SB- bzw. GL-Ei enschaft g 
Gleichgest. im 

Verh. zu 
allen Neu- insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich 

einstellungen 

— 1 0 1 1 0 1 

9,4 4 2 2 6 4 2 

7,8 10 7 3 8 8 0 

3,9 238 140 98 289 205 84 

5,4 24 14 10 25 20 5 
4,1 293 227 66 406 338 68 

2,5 38 21 17 56 37 19 
4,3 33 17 16 28 13 15 
4,7 13 9 4 21 12 9 
1,7 1 188 878 310 2 037 1 559 478 

18,2 8 5 3 20 12 8 
4,4 52 28 24 62 18 44 
4,7 190 157 33 275 235 40 
4,5 26 12 14 12 9 3 

0 28 20 8 22 17 5 
8,6 6 4 2 10 7 3 

0 8 6 2 8 5 3 
4,8 4 2 2 5 5 0 

11,1 4 2 2 7 2 5 

2 168 1 551 617 3 298 2 506 792 

6,7 1 1 0 0 0 0 
0 6 4 2 2 2 0 

7,8 16 8 8 13 6 7 

0 1 1 0 2 2 0 
2,0 16 10 6 5 2 3 

0 3 3 0 4 3 1 

0 2 2 0 0 0 0 
0 3 2 1 2 1 1 

0 0 0 0 2 2 0 

- 52 47 5 102 80 22 

100 78 22 132 98 34 

3,2 2 268 1 629 639 3 430 2 604 826 
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Anlage 2 

Übersicht über die Erfüllung der Beschäftigungspflicht nach dem Schwerbehin-
dertengesetz durch die einzelnen öffentlichen Arbeitgeber in Bund, Ländern und 
Gemeinden im Kalenderjahr 1995 

(Zusammenstellung der Bundesanstalt für Arbeit) 

Bundesland 01 - Schleswig-Holstein Seite 	25 

Bundesland 02 - Hamburg Seite 	36 

Bundesland 03 - Niedersachsen Seite 	39 

Bundesland 04 - Bremen Seite 	63 

Bundesland 05 - Nordrhein-Westfalen Seite 	66 

Bundesland 06 - Hessen Seite 114 

Bundesland 07 - Rheinland-Pfalz Seite 131 

Bundesland 08 - Baden-Württemberg Seite 146 

Bundesland 09 - Bayern Seite 183 

Bundesland 10 - Saarland Seite 222 

Bundesland 11 - Berlin Seite 226 

Bundesland 12 - Brandenburg Seite 232 

Bundesland 13 - Mecklenburg-Vorpommern Seite 247 

Bundesland 14 - Sachsen Seite 262 

Bundesland 15 - Sachsen-Anhalt Seite 285 

Bundesland 16 - Thüringen Seite 304 
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